
Der grüne Umweltsenator Reinhard Loske hat mit
seinem Buch „Abschied vom Wachstumszwang“
eine kritische Debatte in Bremen ausgelöst. In
der Denkschrift fordert Loske zum Beispiel eine
Begrenzung von großen Kapitalgesellschaften,
eine Reduzierung von Konsum und gleichzeitig
eine stark verkürzte Arbeitszeit. Hasso G. Nauck
hingegen hat in den vergangenen Jahren immer
wieder vehement in die Bremer Verkehrsdebatten
eingegriffen. Der Hachez-Chef gilt als erbitterter
Gegner der Umweltzone und wirft dem Umweltse-
nator vor, eine wirtschaftsschädliche Verkehrspo-
litik zu betreiben. Michael Brandt hat die beiden
zu einem Streitgespräch über Wachstum und Ver-
kehrsfragen in der Redaktion zusammenge-
bracht.

Welche Punkte haben Ihnen an der Denk-
schrift von Senator Loske „Abschied vom
Wachstumszwang“ nicht gefallen, Herr
Nauck?
Hasso Nauck: Ich habe gesagt, dass die
Thesen für mich den Schritt zurück ins Mit-
telalter bedeuten. Ich habe Sorge, dass wir
in der Diskussion über Wachstum in die
70er-Jahre zurückkehren, als wir die Welt
in die ,Good Boys’ und die ,Bad Boys’ einge-
teilt haben. Die Sauberen und die Schmutzi-
gen. Ich kenne heute kein Unternehmen,
bei dem Sozialverantwortung und Umwelt-
verträglichkeit nicht mit im Fokus stehen.
Ein Produkt, das nicht unter sozial verträgli-
chen Bedingungen hergestellt worden ist,
ist einfach nicht mehr verkaufbar. Außer-
dem ist Wachstum der Garant dafür, dass
die sozialen Strukturen des Staates über-
haupt funktionieren. Mir kommt in der Dis-
kussion zu kurz, wie wir unsere Zukunft
und unseren Wohlstand finanzieren wol-
len. Wenn ich meinen Mitarbeitern erzäh-
len würde, ihr dürft ab morgen nur noch die
Hälfte arbeiten, dann weiß ich nicht, wie
ich unser Unternehmen wirtschaftlich am
Leben halten soll.

Herr Loske, fühlen Sie sich missverstan-
den?
Reinhard Loske: Es handelt sich hier nicht
um eine Debatte von gestern. Es geht um
die Überlebensfähigkeit unserer Gesell-
schaft. Bis 2050 müssen wir unsere CO2-Pro-
duktion global um zwei Drittel reduzieren,
auf die Industrieländer bezogen um 90 Pro-
zent. Die Herausforderungen sind gewach-
sen. Wenn wir weiter so wirtschaften wie
bisher, kollabiert unser Planet – das kann
man sich an fünf Fingern abzählen. Ein Sys-
tem, das immer von Wachstum abhängig
war und auch sein wird, ist hochgradig an-
fällig für Störungen. Es ist instabil. Wir müs-
sen die Abhängigkeit vom Wachstum redu-
zieren. Es geht hier nicht um die Frage pro
oder kontra Wirtschaft.

Nauck: In der Diskussion schwingt immer
mit, dass die Unternehmer per se diejeni-
gen sind, die das System schädigen. Das
sind diejenigen, die alles ruinieren. Diese
Botschaft begegnet uns nicht nur in Ihrem
Buch. Tatsache ist, dass die Belange der
Wirtschaft auf der öffentlichen und der poli-
tischen Agenda zu weit unten stehen. Tat-
sache ist aber auch, dass wir in den vergan-
genen zwei Jahren mehrere Hunderttau-
send Euro in unserem Unternehmen in die
Kühltechnik investiert haben, wodurch wir
das Äquivalent von 500 Tonnen CO2 einge-
spart haben. Darüber redet in dieser Stadt
kein Mensch.
Loske: Für mich sitzt das Unternehmertum
nicht auf der Anklagebank. Ich teile Ihre
Auffassung nicht, dass Unternehmen in der
Umweltdiskussion zu schlecht wegkom-
men. Fortschrittliche Unternehmen, die
Verantwortung tragen, fördere ich nach
Kräften. Ich glaube aber auch, dass Gren-
zen des Wachstums bei den größeren Unter-
nehmen sinnvoll sind. Das betrifft die gro-
ßen Kapitalgesellschaften, nicht die perso-
nengeführten, mittelständischen Betriebe.

Nauck: Dass wir Regelungen brauchen,
steht außer Zweifel. Die Frage ist nur, ob
sie uns als Restriktionen in die Planwirt-
schaft führen. Das kann es ja nicht sein. Wir
werden teilweise mit Regularien konfron-
tiert, die so schräg sind, dass die Verhältnis-
mäßigkeit nicht gewahrt ist. Wenn wir zum

Beispiel wegen der Umweltzone einen
neuen Lkw anschaffen müssen, hat das
wirtschaftlich überhaupt keine Relevanz.
Da investieren wir lieber in die Schaffung
von Arbeitsplätzen. Die Regelungen wer-
den also zum reinen Ballast. Da muss ich
mich doch als Unternehmer am Ende fra-
gen: Hab ich dazu eigentlich noch Lust?
Loske: Ich glaube schon, dass Sie noch Lust
haben.
Nauck: Das liegt aber eher an unserer Scho-
kolade als an den genannten Rahmenbe-
dingungen.
Loske: Es vergeht kaum eine Woche, in der
ich keine Hachez-Schokolade verschenke.
Die Umweltzone ist – anders als Sie viel-
leicht glauben – gar nicht mein Lieblings-
projekt. Wir müssen etwas machen, um be-
stimmte Werte in der Luft einzuhalten. Das
ist eine Vorgabe der Europäischen Union.
Die Umweltzone ist dafür ein Instrument.
Und die Regeln, die dabei gelten, müssen
natürlich für alle gelten. Für alle Bürger
und alle Unternehmen.
Nauck: Die müssen dann aber auch für Poli-
zei und Feuerwehr gelten. Der Staat lässt
sich selbst außen vor.
Loske: Nein. Die BSAG hat es auch hinbe-
kommen. Und wir räumen der Wirtschaft
bei den Regularien große Spielräume ein,
zum Beispiel mit Flottenverträgen. So wie
wir es mit Ihnen ja auch gemacht haben.

Nauck: Die Verhältnismäßigkeit der Maß-
nahmen steht mit der Wirkung nicht mehr
im Einklang. Der Lkw, den wir wegen der
Umweltzone anschaffen müssen, hat kei-
nen Effekt.
Loske: Der hat ganz sicher einen Effekt.
Der Einsatz neuer Busse bei der BSAG hat
die Partikelemissionen um den Faktor 25 re-
duziert.
Nauck: Ich wundere mich immer, warum
niemand beweist, dass die Umweltzone
eine effektive Maßnahme ist. Wie ein Klam-

meraffe an dem Projekt festzuhalten, nur
weil man es einmal politisch beschlossen
hat, kann nicht sinnvoll sein.
Loske: Spätestens, wenn in diesem Jahr
die letzte Stufe in Kraft tritt, dann wird man
auf alle Fälle einen Effekt sehen.

Nauck: Betrachten wir Bremen einmal als
Wirtschaftsstandort und nicht als Luftkur-
ort. Die Verkehrsadern, die für den Stand-
ort notwendig sind, werden meiner Mei-
nung nach über das Maß hinaus verstopft.
Wenn man etwas verstopft, kommt es fast
zwangsläufig zum Infarkt. Dann funktionie-
ren die Warenströme nicht mehr. Wir reden
über Warentransporte und über die Mitar-
beiter, die in die Unternehmen müssen.
Loske: Mag sein, dass Bremen kein Luftkur-
ort ist, aber die Bremerinnen und Bremer
wollen in guter Luft und einer gesunden
Umgebung leben. Politik muss das Ganze
im Auge behalten, nicht nur die Autofah-
rer, sondern auch Anwohner und die
Leute, die von Lärm und Abgasen geplagt
sind. Meine Grundstrategie ist es, mehr
Verkehre auf den Umweltverbund – Busse,
Bahn, Fußgänger und Fahrradfahrer – zu
verlagern. In der Diskussion wird übertrie-
ben. Zum Beispiel in der Debatte über die
Fußgängerampeln in der Kurfürstenallee.
Da kann man wunderbar fahren. Ich sehe
da überhaupt kein Problem.
Nauck: Der Effekt ist, dass mehr umwelt-
schädlicher, ruhender Verkehr entsteht als
vorher.
Loske: Wir beobachten, was in der Kurfürs-
tenallee passiert, was am Concordia-Tun-
nel passiert. Die Verkehrs-Management-
Zentrale tut das. Der Verkehrsfluss ist gut,
am Concordiatunnel gibt es keinen Rück-
stau.
Nauck: Warum muss es dann schlechter
werden?
Loske: Wird es doch gar nicht. Das sind Er-
satz-Diskussionen. Da wird ein Popanz auf-

gebaut, der durch reale Entwicklungen
nicht gedeckt wird.
Nauck: Wenn das ein Popanz ist, dann
muss ich an meiner eigenen Wahrneh-
mungsfähigkeit zweifeln. Wenn ich mor-
gens über die Kurfürstenallee in die Neu-
stadt zur Arbeit fahre, dann reizt das bei
mir über die gesamte Strecke die Galle.
Das geht jeden Tag so. Und das fördert
nicht die Begeisterung, hier zu wirtschaf-
ten. Das, zusammen mit den erwähnten
Restriktionen, ist wirtschaftsschädlich.
Diese Stadt muss die Belange der Wirt-
schaft höher auf die Agenda setzen.

Loske: Bremen ist auch eine Bürgerstadt.
Die Menschen mischen sich ein. Das ist
auch gut so. Hier kann die Frage, ob eine
Straße asphaltiert oder gepflastert wird, lo-
cker zwei Bürgerinitiativen mit je 300 Mit-
gliedern hervorrufen. Da geht es emotional
hoch her. Das ist eine Realität, mit der wir
uns auseinandersetzen müssen. Nehmen
wir an, ich würde auf Ihren Kurs einschwen-
ken und würde sagen, die Ampeln kom-
men weg. Glauben Sie ernsthaft, da würde
es keinen Widerstand geben?
Nauck: Ich habe von Verhältnismäßigkeit
gesprochen. Wenn man einen Gast vom
Bahnhof abholen will, ist das jedes Mal
eine Katastrophe. Alle Heerstraßen sind
hochgepflastert. Die Straßenbahn diktiert
in Bremen den Verkehrsfluss. Welchen
sinnvollen Effekt hat es, Fußgängerampeln
an der Kurfürstenallee zu installieren, nach-
dem das 50 Jahre lang nicht notwendig
war?
Loske: Zwei kann ich Ihnen sagen. Erstens
die barrierefreien Querungsmöglichkei-
ten. Zweitens ist es deutlich leiser, wenn
Tempo 50 gefahren wird.

Nauck: Alle staatlichen und sozialen Struk-
turen funktionieren nur deshalb so gut,
weil die Wirtschaft das dafür notwendige

Geld verdient. Selbst Ihr Gehalt fällt ja
nicht vom Himmel. Es wird nicht durch die
Umweltzone erwirtschaftet, sondern von
der Wirtschaft, die darunter leidet.
Loske: Ich glaube aber, dass auch die Le-
bensqualität ein wirtschaftlicher Standort-
faktor ist. Das bestimmt auch darüber, ob
man Mitarbeiter gewinnen kann. Mich
stört in der Debatte außerdem, dass die
Handelskammer ständische Politik nach al-
tem Modell betreibt. Als wenn es hier eine
Wirtschafts-Nebenregierung gäbe.

Nauck: Man muss Bremen richtig verste-
hen. Für jemanden, der nicht Bremer ist, ist
das ein bisschen schwieriger. Wenn man
sich in die Mitte des Marktplatzes stellt,
sieht man die drei Kräfte, die diese Stadt ge-
prägt haben. Das Rathaus, die Kirche, der
Schütting. In diesem Dreieck spielt sich in
Bremen letztlich alles ab. Und das finde ich
auch richtig.
Loske: Für mich gehört eine wichtige Insti-
tution dazu, die Bürgerschaft als Volksver-
treterin. Darüber hinaus scheint mir manch-
mal ein Problem zu sein, dass bei uns sehr
kleine Themen einen sehr großen Raum
einnehmen. Diese Stadt hat doch andere
Probleme, wenn ich mir zum Beispiel die Fi-
nanzen und die Bildung ansehe, als die
Frage, ob am Concordiatunnel geparkt wer-
den darf.

Nauck: Rathaus und Bürgerschaft sind für
mich das Synonym für die Politik. Aber es
ist ein Segen, dass an diesem Standort mit
der Handelskammer ein Sprachrohr für die
Wirtschaft da ist.
Loske: Aber die Bipolarität, hier die Unter-
nehmerschaft, da die anderen, gehört der
Vergangenheit an. Es gibt keine homo-
gene Unternehmerschaft mehr. Ich würde
mir deshalb wünschen, dass man bei der
Handelskammer in Debatten über Projekte
wie die Verkehrspolitik ideologisch ein we-
nig abrüstet. Bei der Innenstadtentwick-
lung zum Beispiel kriegen wir das doch
auch gut hin.
Nauck: Gerade deswegen ist es wichtig,
dass man in der Debatte über Wachstum
die alten Lager nicht wieder herausschält –
auf der einen Seite die, die Dreck machen,
auf der anderen Seite die Sauberen. Diese
Konfrontation ist nicht zukunftstauglich.
Loske: Sachlicher Streit ist das Salz in der
Suppe der Demokratie.

Zur Person: Hasso G. Nauck ist Mehrheitseigner von Hachez. Er ist
1951 in Bremen geboren und hat als Auszubildender bei Kellogg’s sei-
nen Berufsweg begonnen. Nach dem Studium ging er in die USA, später
kehrte er nach Bremen zurück, wo er bei Jacobs Suchard Marketing-Lei-
ter für Milka wurde. 1990 wechselte er als Geschäftsführer zur Zucker-
raffinerie Tangermünde, zu der damals Hachez gehörte. 2000 kaufte er
dann die Mehrheit der „Bremer Hachez Chocolade GmbH“, die sein Ur-
großvater 1890 gegründet hatte. Nauck ist unter anderem Mitglied des
Plenums der Handelskammer und der Eiswette von 1929.

Zur Person: Reinhard Loske ist seit 2007 Umweltsenator des rot-grü-
nen Senats in Bremen, zuvor war er stellvertretender Vorsitzender der
grünen Bundestagsfraktion. Er ist 1959 in Lippstadt geboren, hat eine
kaufmännische Banklehre absolviert und dann Wirtschafts- und Politik-
wissenschaften studiert, unter anderem in Nottingham. Reinhard Loske
hat zu den Themen Klimapolitik und Nachhaltigkeit promoviert und habi-
litiert und hat als Wissenschaftler am Wuppertal Institut für Klima, Um-
welt und Energie gearbeitet. Seine jüngste Veröffentlichung ist die Denk-
schrift „Abschied vom Wachstumszwang“.

VON BRITTA SCHLESSELMANN

Bremen. 21hoch3 heißt ein Verein, der Fa-
milien mit Down-Syndrom-Kindern Bera-
tung und Aktivitäten bietet. Judith Henne-
mann hat ihn gegründet – aus eigener Be-
troffenheit.

Als Judith Hennemann vor 14 Jahren
schwanger wurde, war sie voller Vor-
freude. „Klar habe ich mal darüber nachge-
dacht, was passieren würde, wenn mein
Kind behindert wäre“, erinnert sie sich.
Ernsthaft habe sie nicht damit gerechnet.
Mit 25 Jahren war sie eine junge, gesunde
Schwangere. Doch ihre Tochter Rahel kam
mit Down-Syndrom zur Welt.

Die Sozialpädagogin gibt zu, dass sie erst
einmal geschockt war. Aber der Kinderarzt
in der Klinik fing die schwierige Situation
liebevoll auf: „Nach der Geburt kam er zu
uns und gratulierte ganz lieb zu unserer tol-
len Tochter.“ Aus Gesprächen weiß sie,
dass andere Eltern von Kindern mit Triso-
mie 21 häufig schlechte Erfahrungen ma-
chen: Es gäbe Ärzte, die den Eltern direkt
nach der Geburt empfehlen, sich frühzeitig

um einen Heimplatz zu kümmern. Andere
wiederum verschweigen die Behinderung
sogar tagelang.

Heute berät Judith Hennemann Eltern,
die ein Kind mit Trisomie 21 erwarten oder
kürzlich bekommen haben. Gemeinsam
mit anderen Betroffenen hat sie den Verein
21hoch3 gegründet, der unter anderem
Freizeitaktivitäten für die ganze Familie an-
bietet: Besuche im Schwimmbad, im Uni-

versum oder ein gemeinsames Frühstück.
„Das Tolle ist, dass man niemandem etwas
erklären muss. Alle sind in der gleichen Si-
tuation“, sagt Judith Hennemann. Ihrer
Meinung nach profitieren auch die nicht-
behinderten Geschwisterkinder: „Sie ge-
nießen es, mit Kindern zusammen zu sein,
die ihre Probleme verstehen können.“

Judith Hennemann hat nach Rahel noch
drei weitere Kinder bekommen. Alle sind
gesund. In der Schwangerschaft hat sie bei
keinem ihrer Kinder testen lassen, ob es be-
hindert ist. „Wir haben immer gesagt, wir
nehmen, was so kommt“, sagt die Sozialpä-
dagogin schmunzelnd.

Rein statistisch wird jedes 800. Kind mit
Down-Syndrom geboren. Von den Bremer
Betroffenen haben sich bereits 30 Familien
in dem Verein 21hoch3 organisiert, der aus
einer Gruppe der Lebenshilfe hervorgegan-
gen ist. Der Verein nimmt aber nicht nur
Kinder mit Down-Syndrom auf. Es können
auch Kinder mit anderen Behinderungen
kommen, wenn das Angebot ihren Bedürf-
nissen entspricht. In einer Kooperation mit
dem Sportverein 1860 wurden etwa Psycho-

motorik-Gruppen für die behinderten Kin-
der gegründet.

Unterstützung bekam der 2010 gegrün-
dete Verein von „Aktion Mensch“ und der
Sparkassen-Förderung „Bremen macht
Helden“. Durch die Bremer „Daniel-Schna-
kenberg-Stiftung“ konnte zudem ein Pro-
jekt verwirklicht werden, das sich Familien
mit behinderten Kindern häufig nicht zu-
trauen: Urlaub. Derzeit ist der Verein da-
bei, eine Freizeit für die älteren Down-Syn-
drom-Kinder zu organisieren. Jedes Kind
hat einen Betreuer und die Eltern dürfen zu-
hause bleiben.

Judith Hennemann wirkt fröhlich und
energiegeladen. „Ich möchte gerne mit
dem Vorurteil aufräumen, dass man mit ei-
nem behinderten Kind nicht glücklich wer-
den kann“, sagt die 39-Jährige. Sie hat
dazu ein Buch geschrieben, das im Som-
mer erscheinen wird. Und ist sicher: „Un-
sere Kinder leben friedlich und ohne böse
Absichten. Ich finde, sie haben damit auch
eine gesellschaftliche Aufgabe – nämlich
zu zeigen, dass das Leben auch auf diese
Art gelebt werden kann.“

Georg Böhlen, Inhaber der Firma gbedv
GmbH & Co. KG, hat zehn Prozent der Be-
stellsumme des Dezemberverkaufs an
„Schattenriss“, eine Beratungsstelle gegen
sexuellen Missbrauch an Mädchen, ge-
spendet: Der Betrag beläuft sich auf 10000
Euro. Die Spende überreichten Georg Böh-
len und Britta Siebken (gbedv), jetzt an
Jutta Wolters von „Schattenriss“.

Scheckübergabe: Britta Siebken (v.l.), Jutta Wol-
ters und Georg Böhlen.  FOTO: SCHEITZ

21hoch3: Verein berät Familien mit Kindern mit Down-Syndrom

An gegensätzlichen Positionen herrscht kein Mangel: Hasso G. Nauck (links) und Reinhard Loske. FOTO: FRANK THOMAS KOCH

Judith Hennemann mit Rahel in der Bewegungs-
landschaft von Bremen 1860.  FOTO: SCHEITZ

„Politik darf nicht nur die Autofahrer im Auge haben“
Bremer Begegnungen: Umweltsenator Reinhard Loske und Hachez-Chef Hasso G. Nauck diskutieren über Ökonomie und Verkehrspolitik
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